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Norm

ABGB §1332;

AVG §63 Abs5;

AVG §71 Abs1 lita idF 1990/357;

AVG §71 Abs1 lita;

AVG §71 Abs1 Z1;

VwGG §42 Abs2 Z1;

VwGG §46 Abs1;

VwRallg;

Rechtssatz

Die Bedachtnahme auf einen "minderen Grad des Versehens" in § 71 Abs. 1 Z. 1 (ursprünglich: lit. a) AVG geht auf die

Novelle BGBl. Nr. 357/1990 zurück. Die Bewilligung der Wiedereinsetzung hatte in der bis dahin geltenden Fassung der

Bestimmung vorausgesetzt, dass die Partei "ohne ihr Verschulden" verhindert war, die Frist einzuhalten oder zur

Verhandlung zu erscheinen. Aus der Zeit vor der Änderung des Gesetzes stammt Judikatur des VwGH, der zufolge eine

Erkrankung nur dann als Wiedereinsetzungsgrund in Betracht komme, wenn sie die "Dispositionsunfähigkeit des

Erkrankten" zur Folge gehabt habe. Beim - direkten oder indirekten - RückgriD auf ältere Entscheidungen zur Frage der

"Dispositionsunfähigkeit" wäre aber zu beachten gewesen, dass es das geltende Recht, anders als die Gesetzeslage

zurzeit der Entstehung dieser Judikatur, für die Bewilligung der Wiedereinsetzung ausreichen lässt, wenn die Partei

durch den geltend gemachten Wiedereinsetzungsgrund (hier: durch die Erkrankung) so weitgehend beeinträchtigt war,

dass ihr das Unterbleiben der für die Fristwahrung erforderlichen Schritte nicht mehr als ein den minderen Grad des

Versehens übersteigendes Verschulden vorgeworfen werden kann. Das Erfordernis völliger Dispositionsunfähigkeit im

Sinne der zur früheren Rechtslage ergangenen (zum Teil aber auch neueren) Rechtsprechung kann nach dem

geltenden Gesetz - anders als nach der früheren Fassung der genannten Bestimmung des AVG - nicht dahingehend

verstanden werden, dass der Grad der Beeinträchtigung das Unterbleiben der fristwahrenden Handlung als

unverschuldet erscheinen lassen müsse. Der nach wie vor gültige Kern der in der Annahme eines solchen

Erfordernisses liegenden Aussage ist darin zu sehen, dass es für die Wiedereinsetzung nicht ausreicht, wenn die Partei

daran gehindert war, die fristwahrende Handlung selbst zu setzen. Ein Wiedereinsetzungsgrund liegt nur vor, wenn die

Partei auch daran gehindert war, der Fristversäumung durch andere geeignete Dispositionen - im Besonderen durch

Beauftragung eines Vertreters -

entgegen zu wirken (Hinweis E 26. April 2001, 2000/20/0336; E 22. Juli 2004, 2004/20/0122). (Hier: Die belBeh vertrat

die AuDassung, die psychische Verfassung des Fremden wäre nur dann als unvorhergesehenes oder/und

unabwendbares Ereignis zu werten, wenn dadurch seine "Dispositionsfähigkeit zur Gänze ausgeschlossen" und der

Fremde "solcherart" außer Stande gewesen wäre, die nach der Sachlage erforderlichen Maßnahmen zu setzen. Bei

diesem Maßstab für die Verneinung eines den minderen Grad des Versehens übersteigenden Verschuldens handelt es

sich in Wahrheit um jenen für die Verneinung jedweden Verschuldens, was nicht dem Gesetz entspricht.)
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